
Antrag auf Übermittlungssperre 

1. Erklärende/r 

Name:      Vorname:     

Straße:        

2. Widerspruch 

Hiermit erhebe ich Widerspruch gegen die Übermittlung meiner Daten an bzw. die 
Nutzung meiner Daten durch 

  Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen aus staatlicher und kommunaler 
Ebene (§50 Abs. 1 Bundesmeldegesetz – BMG), 
 

 die Meldebehörde zur Zusendung von Informationen an Parteien, 
Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenarbeit 
mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene, sofern 
ich als ausländische(r) Unionsbürger(in) an diesen Wahlen teilnehmen kann (§2 
Abs. 3 BW AGBMG i.V.m. §50 Abs. 5 BMG), 
 

 die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, bei denen ich nicht selbst Mitglied 
bin, soweit die Daten nicht für Zwecke des Steuererhebungsrecht der jeweiligen 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften übermittelt werden  
(§42 Abs. 3 Satz 2 BMG), 
 

 Mandatsträger, Presse oder Rundfunk aus Anlass von Alters- und Ehejubiläen (§50 
Abs. 2 BMG), 
 

 das Staatsministerium zur Urkundenanforderung aus Anlass von Alters- und 
Ehejubiläen (§12 MVO i.V.m. §50 Abs. 5 BMG) (90. Und 100. Geburtstag, Ehejubiläen 
ab Goldener Hochzeit), 
 

 Adressbuchverlage (§50 Abs. 3 BMG), 
 

 das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (§36 Abs. 2 BMG). 
 

Die Übermittlungssperre gilt für den angekreuzten Tatbestand/ die angekreuzten 
Tatbestände und ist zeitlich unbefristet, bis sie von mir zurückgenommen wird. 
 
      
(Datum, Unterschrift)  


